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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz, mit dem das Chemikaliengesetz 1996 und das Bundeskriminalamt-Gesetz geändert werden 
Artikel 1 

Änderung des Chemikaliengesetzes 1996 
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Artikel 1 

Änderung des Chemikaliengesetzes 1996 

Gefahrenklassen gemäß der CLP-V 
§ 1. … § 1. … 
§ 2. (1) bis (5) … § 2. (1) bis (5) … 
§ 2. Z 1 bis Z 5 … § 2. Z 1 bis Z 5 … 

 6. im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 689/2008 über die Aus- und Einfuhr 
gefährlicher Chemikalien, ABl. Nr. L 204 vom 31.7.2008, S. 1 (im Fol-
genden: PIC-V): 

 6. im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 649/2012 über die Aus- und Einfuhr 
gefährlicher Chemikalien, ABl. Nr. L 201 vom 27.7.2012, S. 60 (im Fol-
genden: PIC-V): 

 a) „Pestizide“ sind Chemikalien gemäß Art. 3 Z 4 der PIC-V;  a) „Pestizide“ sind Chemikalien gemäß Art. 3 Z 5 der PIC-V; 
 b) „Ausfuhr“ ist die endgültige oder vorübergehende Ausfuhr von Stof-

fen, Gemischen oder Erzeugnissen aus dem Zollgebiet der Europäi-
schen Union einschließlich der Wiederausfuhr von Chemikalien, für 
die ein anderes Zollverfahren als das Transitverfahren zur Anwendung 
gelangt. 

 b) „Ausfuhr“ ist die endgültige oder vorübergehende Ausfuhr sowie die 
Wiederausfuhr gemäß Art. 3 Z 16 der PIC-V. 

 7. „Stand der Technik“ ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand hinsichtlich fortschrittlicher 
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, deren Funktionstüchtig-
keit erprobt und erwiesen ist sowie hinsichtlich nachhaltig einsetzbarer 
Stoffe, Gemische und Erzeugnisse, deren Gebrauchstauglichkeit gewähr-
leistet ist. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesonde-
re jene vergleichbaren Verfahren, Einrichtungen, Stoffe, Gemische, Er-
zeugnisse oder Betriebsweisen heranzuziehen, welche am wirksamsten 
für die Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus für die Gesund-
heit des Menschen und für die Umwelt insgesamt sind. Bei der Bestim-
mung des Standes der Technik sind die Verhältnismäßigkeit zwischen 
dem Aufwand für die erforderlichen Maßnahmen und dem Nutzen für 
die zu schützenden Interessen sowie der Vorsorgegrundsatz im Allge-
meinen wie auch im Einzelfall zu berücksichtigen. 

 7. „Stand der Technik“ ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstand hinsichtlich fortschrittlicher 
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, deren Funktionstüchtig-
keit erprobt und erwiesen ist sowie hinsichtlich nachhaltig einsetzbarer 
Stoffe, Gemische und Erzeugnisse, deren Gebrauchstauglichkeit gewähr-
leistet ist. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesonde-
re jene vergleichbaren Verfahren, Einrichtungen, Stoffe, Gemische, Er-
zeugnisse oder Betriebsweisen heranzuziehen, welche am wirksamsten 
für die Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus für die Gesund-
heit des Menschen und für die Umwelt insgesamt sind. Bei der Bestim-
mung des Standes der Technik sind die Verhältnismäßigkeit zwischen 
dem Aufwand für die erforderlichen Maßnahmen und dem Nutzen für 
die zu schützenden Interessen sowie der Vorsorgegrundsatz im Allge-
meinen wie auch im Einzelfall zu berücksichtigen. 

 8. „Detergens (Wasch- und Reinigungsmittel)“ ist ein Stoff oder ein Ge-
misch, der bzw. das Seifen oder andere Tenside enthält und für Wasch- 
und Reinigungsprozesse bestimmt ist. Detergenzien können unterschied-
liche Formen haben (beispielsweise Flüssigkeit, Pulver, Paste, Riegel, 

 8. „Detergens (Wasch- und Reinigungsmittel)“ ist ein Stoff oder ein Ge-
misch, der bzw. das Seifen oder andere Tenside enthält und für Wasch- 
und Reinigungsprozesse bestimmt ist. Detergenzien können unterschied-
liche Formen haben (beispielsweise Flüssigkeit, Pulver, Paste, Riegel, 
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Tafel, geformte Stücke Figuren) und für Haushaltszwecke oder instituti-
onelle oder gewerbliche/industrielle Zwecke vertrieben oder verwendet 
werden. Als Detergenzien gelten weiters: 

Tafel, geformte Stücke Figuren) und für Haushaltszwecke oder instituti-
onelle oder gewerbliche/industrielle Zwecke vertrieben oder verwendet 
werden. Als Detergenzien gelten weiters: 

 a) Waschhilfsmittel zum Einweichen (Vorwaschen), Spülen oder Blei-
chen von Kleidungsstücken, Haushaltswäsche und anderem Wasch-
gut, 

 a) Waschhilfsmittel zum Einweichen (Vorwaschen), Spülen oder Blei-
chen von Kleidungsstücken, Haushaltswäsche und anderem Wasch-
gut, 

 b) Wäscheweichspüler zur Veränderung des Griffs von Textilien in Pro-
zessen, die die Textilwäsche ergänzen, 

 b) Wäscheweichspüler zur Veränderung des Griffs von Textilien in Pro-
zessen, die die Textilwäsche ergänzen, 

 c) Putzmittel, wie Haushaltsallzweckreiniger oder andere Mittel zur 
Reinigung von Oberflächen (beispielsweise Werkstoffe, Produkte, 
Maschinen, Geräte, Transportmittel und entsprechende Ausrüstung, 
Instrumente, Apparate) und 

 c) Putzmittel, wie Haushaltsallzweckreiniger oder andere Mittel zur 
Reinigung von Oberflächen (beispielsweise Werkstoffe, Produkte, 
Maschinen, Geräte, Transportmittel und entsprechende Ausrüstung, 
Instrumente, Apparate) und 

 d) andere Wasch- und Reinigungsmittel für alle anderen Wasch- und 
Reinigungsprozesse. 

 d) andere Wasch- und Reinigungsmittel für alle anderen Wasch- und 
Reinigungsprozesse. 

Wird in diesem Bundesgesetz oder auf ihm basierenden Verwaltungsakten auf 
EU-Rechtsakte Bezug genommen oder werden Durchführungs- oder Ausfüh-
rungsvorschriften zu EU-Rechtsakten erlassen, gilt auch für die auf diesem Bun-
desgesetz beruhenden Verwaltungsakte die in den jeweiligen EU-Rechtsakten 
festgelegte Begriffsbestimmung, sofern sich nicht ausdrücklich anderes ergibt. 

Wird in diesem Bundesgesetz oder auf ihm basierenden Verwaltungsakten auf 
EU-Rechtsakte Bezug genommen oder werden Durchführungs- oder Ausfüh-
rungsvorschriften zu EU-Rechtsakten erlassen, gilt auch für die auf diesem Bun-
desgesetz beruhenden Verwaltungsakte die in den jeweiligen EU-Rechtsakten 
festgelegte Begriffsbestimmung, sofern sich nicht ausdrücklich anderes ergibt. 

§ 4. (1) … § 4. (1) … 
(2) Stoffe und Gemische, die nach Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der 

CLP-V als gefährlich gelten, sind „gefährlich“ im Sinne dieses Bundesgesetzes. 
Sofern die Anwendung der CLP-V insbesondere hinsichtlich der zweifelsfreien 
Anwendung von Einstufungskriterien einer näheren Regelung bedarf, kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
diese mit Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend und dem Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz vornehmen, sofern dies unter Be-
dachtnahme auf die Schutzziele dieses Bundesgesetzes erforderlich erscheint. 

(2) Stoffe und Gemische, die nach Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der 
CLP-V als gefährlich gelten, sind „gefährlich“ im Sinne dieses Bundesgesetzes. 
Sofern die Anwendung der CLP-V insbesondere hinsichtlich der zweifelsfreien 
Anwendung von Einstufungskriterien einer näheren Regelung bedarf, kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
diese mit Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz vornehmen, sofern dies 
unter Bedachtnahme auf die Schutzziele dieses Bundesgesetzes erforderlich er-
scheint. 

§ 4. (3) … § 4. (3) … 
Geltungsbereich 

§ 5. (1) Z 1 bis 5 … § 5. (1) Z 1 bis 5 … 
 6. Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 über Stoffe, die zum Abbau der Ozon-

schicht führen, ABl. Nr. L 286 vom 31.10.2009, S. 1 (im Folgenden: EU-
 6. Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 über Stoffe, die zum Abbau der Ozon-

schicht führen, ABl. Nr. L 286 vom 31.10.2009, S. 1 (im Folgenden: EU-
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OzonV) und OzonV), 
 7. Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 über das Verbot der Ausfuhr von metal-

lischem Quecksilber und bestimmten Quecksilberverbindungen und –
gemischen und die sichere Lagerung von metallischem Quecksilber, 
ABl. Nr. L 304 vom 14.11.2008, S. 75 (im Folgenden: EU-
QuecksilberV) 

 7. Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 über das Verbot der Ausfuhr von metal-
lischem Quecksilber und bestimmten Quecksilberverbindungen und –
gemischen und die sichere Lagerung von metallischem Quecksilber, 
ABl. Nr. L 304 vom 14.11.2008, S. 75 (im Folgenden: EU-
QuecksilberV) und 

  8.  Verordnung (EU) Nr. 98/2013 über die Vermarktung und Verwendung 
von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, ABl. Nr. L 39 vom 09.02.2013, 
S. 1 – soweit nicht die Durchführung und Vollziehung durch das Bundes-
kriminalamt-Gesetz, BGBl. I Nr. 22/2002, geregelt ist – 

dem Mitgliedstaat übertragenen Aufgaben sicher und regelt die Ausübung der 
ihm in diesen Verordnungen (EG) und darauf beruhenden Rechtsakten einge-
räumten Ermächtigungen. 

dem Mitgliedstaat übertragenen Aufgaben sicher und regelt die Ausübung der 
ihm in diesen Verordnungen (EG und EU) und darauf beruhenden Rechtsakten 
eingeräumten Ermächtigungen. 

Zuständige Behörde gemäß der REACH-V und Mitwirkung der Umweltbundesamt GmbH im Rahmen der Durchführung 
§ 6. (1) bis (2) … § 6. (1) bis (2) … 
(3) In Angelegenheiten der Nominierung von Personen für den Ausschuss 

für Risikobeurteilung gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. c der REACH-V und für den 
Ausschuss für sozioökonomische Analyse gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. d der 
REACH-V, in Angelegenheiten der Nominierung von Mitgliedern für den Aus-
schuss der Mitgliedstaaten gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. e der REACH-V sowie in 
Angelegenheiten der REACH-V, zu denen Verordnungen des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erlassen werden, ist 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
sowie mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
herzustellen. 

(3) In Angelegenheiten der Nominierung von Personen für den Ausschuss 
für Risikobeurteilung gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. c der REACH-V und für den 
Ausschuss für sozioökonomische Analyse gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. d der 
REACH-V, in Angelegenheiten der Nominierung von Mitgliedern für den Aus-
schuss der Mitgliedstaaten gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. e der REACH-V sowie in 
Angelegenheiten der REACH-V, zu denen Verordnungen des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erlassen werden, ist 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft sowie mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz herzustellen. 

(4) Wenn der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft im Hinblick auf die Aufnahme eines Stoffes in Anhang XVII 
der REACH-V ein Dossier gemäß Abs. 2 Z 5 ausarbeitet, so hat er bezüglich des 
Stoffes und der betroffenen Verwendungen das Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Gesundheit, dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz herzustel-
len. 

(4) Wenn der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft im Hinblick auf die Aufnahme eines Stoffes in Anhang XVII 
der REACH-V ein Dossier gemäß Abs. 2 Z 5 ausarbeitet, so hat er bezüglich des 
Stoffes und der betroffenen Verwendungen das Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Gesundheit, dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
herzustellen. 

(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat für die Ermittlung eines Stoffes für das Zulassungsverfahren 
gemäß Abs. 2 Z 6 erforderlichenfalls entsprechende Nachforschungen anzustel-
len; ergeben sich aus den dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat für die Ermittlung eines Stoffes für das Zulassungsverfahren 
gemäß Abs. 2 Z 6 erforderlichenfalls entsprechende Nachforschungen anzustel-
len; ergeben sich aus den dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
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Umwelt und Wasserwirtschaft vorliegenden Informationen, insbesondere aus den 
Daten von Registrierungsdossiers und zugehörigen Stoffsicherheitsberichten und 
vorliegenden Informationen über Verwendungen am Arbeitsplatz, Hinweise da-
rauf, dass ein bestimmter Stoff von Herstellern, Importeuren oder nachgeschalte-
ten Anwendern in Österreich verwendet wird, haben diese dem Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auf Verlangen mit-
zuteilen, ob sie diesen Stoff verwenden und gegebenenfalls nähere Informationen 
über die eingesetzten Mengen und Verwendungszwecke zur Verfügung zu stel-
len. Auf Basis der vorliegenden Daten hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Gesundheit, dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und 
Jugend und mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
zu entscheiden, ob für einen Stoff ein Dossier gemäß Abs. 2 Z 7 ausgearbeitet 
wird; ein solches Dossier kann auch gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten 
ausgearbeitet werden. Im Sinne einer aktiven Beteiligung Österreichs an dem 
Zulassungsverfahren ist unter Berücksichtigung der verfügbaren Ressourcen die 
Ausarbeitung von jährlich zwei an die ECHA zu übermittelnden Dossiers sicher-
zustellen, wobei die Einbringung auch gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten in 
federführender oder mitwirkender Rolle erfolgen kann. 

Umwelt und Wasserwirtschaft vorliegenden Informationen, insbesondere aus den 
Daten von Registrierungsdossiers und zugehörigen Stoffsicherheitsberichten und 
vorliegenden Informationen über Verwendungen am Arbeitsplatz, Hinweise da-
rauf, dass ein bestimmter Stoff von Herstellern, Importeuren oder nachgeschalte-
ten Anwendern in Österreich verwendet wird, haben diese dem Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auf Verlangen mit-
zuteilen, ob sie diesen Stoff verwenden und gegebenenfalls nähere Informationen 
über die eingesetzten Mengen und Verwendungszwecke zur Verfügung zu stel-
len. Auf Basis der vorliegenden Daten hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Gesundheit, dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft und mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz zu entscheiden, ob für einen Stoff ein Dossier gemäß Abs. 2 Z 7 ausge-
arbeitet wird; ein solches Dossier kann auch gemeinsam mit anderen Mitglied-
staaten ausgearbeitet werden. Im Sinne einer aktiven Beteiligung Österreichs an 
dem Zulassungsverfahren ist unter Berücksichtigung der verfügbaren Ressourcen 
die Ausarbeitung von jährlich zwei an die ECHA zu übermittelnden Dossiers 
sicherzustellen, wobei die Einbringung auch gemeinsam mit anderen Mitglied-
staaten in federführender oder mitwirkender Rolle erfolgen kann. 

§ 6. (6) bis (9) … § 6. (6) bis (9) … 
§ 7. (1) bis (2) … § 7. (1) bis (2) … 
(3) Bevor der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft selbständig einen Vorschlag zur harmonisierten Einstufung und 
Kennzeichnung zwecks Vorlage an die ECHA gemäß Art. 37 Abs. 1 der CLP-V 
ausarbeitet, hat er das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend und dem Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz herzustellen. Wird gemäß Art. 36 
Abs. 2 der CLP-V ein vorläufiges Einstufungsdossier für einen Wirkstoff von 
Pflanzenschutzmitteln oder Biozidprodukten von den in Abs. 2 Z 1 angeführten 
zuständigen Institutionen ausgearbeitet, hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft den Bundesminister für Wirt-
schaft, Familie und Jugend unverzüglich darüber in Kenntnis zu setzen. 

(3) Bevor der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft selbständig einen Vorschlag zur harmonisierten Einstufung und 
Kennzeichnung zwecks Vorlage an die ECHA gemäß Art. 37 Abs. 1 der CLP-V 
ausarbeitet, hat er das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz herzustellen. Wird ge-
mäß Art. 36 Abs. 2 der CLP-V ein vorläufiges Einstufungsdossier für einen 
Wirkstoff von Pflanzenschutzmitteln oder Biozidprodukten von den in Abs. 2 Z 1 
angeführten zuständigen Institutionen ausgearbeitet, hat der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft den Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft unverzüglich darüber in Kenntnis zu 
setzen. 

§ 10. bis § 16.  (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 88/2009)  
 Verordnung (EU) Nr. 98/2013 über die Vermarktung und Verwendung von 

Ausgangsstoffen für Explosivstoffe 
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 § 10. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ist die zuständige Behörde für die Durchführung und Vollzie-
hung der Verordnung (EU) Nr. 98/2013, soweit nicht der Bundesminister für 
Inneres zuständig ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen: 

  1. Verbote und Beschränkungen der Bereitstellung, der Verbringung, des 
Besitzes und der Verwendung gemäß Art. 4; 

  2. Kennzeichnung gemäß Art. 5; 
  3. Etablierung eines Registrierungssystems für die Bereitstellung (Art. 3 

Z 4), einschließlich einer Meldung für das Verbringen (Art. 3 Z 5) der in 
Art. 4 Abs. 3 angeführten Ausgangsstoffe für Explosivstoffe. 

 (2) Bei der Führung des Registers im Rahmen des Registrierungssystems 
gemäß Abs. 1 Z 3 und bei der Verwendung der personenbezogenen Daten haben 
die Wirtschaftsteilnehmer (Art. 3 Z 9 der Verordnung (EU) Nr. 98/2013) den 
entsprechenden Regelungen des Datenschutzgesetzes 2000 (DSG 2000), BGBl. I 
Nr. 165/1999, in der jeweils geltenden Fassung nachzukommen, indem sie sicher 
stellen, dass 

  1. die personenbezogenen Daten nicht für andere als die in 
diesem Bundesgesetz hinsichtlich der in der Verordnung 
(EU) Nr. 98/2013 vorgesehenen Zwecke verwendet werden, 

  2. die Mitarbeiter, die mit der Führung der Aufzeichnungen 
betraut sind, über die gemäß dem DSG 2000 bestehenden 
Verpflichtungen – insbesondere betreffend den Umgang mit 
den Daten und über ihre Verpflichtungen im Sinne des § 15 
des DSG 2000 (Datengeheimnis) – belehrt werden, 

  3. nur jene Personen, die mit der Führung der Aufzeichnungen 
betraut sind, Zugriff zum Register erhalten, 

  4. die Daten vor der Einsicht und dem Zugriff Unbefugter 
geschützt werden, 

  5. die im Betrieb geltenden Datensicherheitsmaßnahmen so 
zur Verfügung stehen, dass die Mitarbeiter sich jederzeit 
darüber informieren können, 

  6. tatsächlich durchgeführte Verwendungsvorgänge zwecks 
Nachvollziehbarkeit ihrer Zulässigkeit im notwendigen 
Ausmaß protokolliert werden, 

  7. die Daten nach dem in der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 
vorgegebenen Zeitraum (fünf Jahre) gelöscht werden und 
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  8. die nach Z 2 bis 7 getroffenen Maßnahmen dokumentiert 
werden, um die Kontrolle und Beweissicherung zu erleich-
tern. 

 (3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat in Ausführung der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
durch Verordnung näher zu regeln: 

  1. ein Registrierungssystem gemäß Art. 4 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 8 
der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 und – für den Fall des Verbringens 
nach Österreich – eine Meldung an den Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft für in Art. 4 Abs. 3 ange-
führte Ausgangsstoffe für Explosivstoffe in bestimmten Konzentrations-
bereichen sowie 

  2. die Ausführung der Kennzeichnung gemäß Art. 5. 
 (4) Zur Wahrnehmung der Aufgaben als nationale Kontaktstelle ist die Be-

hörde (Meldestelle für Ausgangsstoffe von Explosivstoffen gemäß § 4 Abs. 2 Z 4 
des Bundeskriminalamt-Gesetzes (BKA-G), BGBl. I Nr. 22/2002) ermächtigt, von 
natürlichen und juristischen Personen die hiefür erforderlichen Auskünfte einzu-
holen und die hiefür erforderlichen Daten zu verwenden. Weiters ist sie ermäch-
tigt, personenbezogene Daten über Erwerber von Ausgangsstoffen für Explosiv-
stoffe, die sie bei der Vollziehung von Bundes- oder Landesgesetzen ermittelt hat, 
zu verwenden und mit Stellen anderer Staaten auszutauschen, die im Rahmen der 
Ziele der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 tätig sind. 

 (5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann bei Vorliegen der in Art. 13 der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 
angeführten Voraussetzungen die dort jeweils vorgesehenen vorläufigen Maß-
nahmen treffen und hat die Europäische Kommission und die anderen Mitglied-
staaten gemäß Art. 13 Abs. 4 unverzüglich unter Angabe der Gründe hiervon zu 
unterrichten. Sofern die Europäische Kommission nach der Überprüfung Maß-
nahmen gemäß Art. 13 Abs. 5 setzt oder vorschlägt, sind die nationalen Maß-
nahmen entsprechend anzupassen. 

Verbote, Beschränkungen und Durchführungsmaßnahmen bezüglich EU-
Recht in Form von Verordnungen 

Verbote, Beschränkungen und Durchführungsmaßnahmen bezüglich EU-
Recht in Form von Verordnungen 

§ 17. (1) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Be-

§ 17. (1) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Be-

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

10 von 19 
371 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

dachtnahme auf die einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, dem Bundesminister für 
Wirtschaft, Familie und Jugend und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz durch Verordnung nach dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) 
festzulegen, dass 

dachtnahme auf die einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, dem Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung nach dem Stand der Technik 
(§ 2 Z 7) festzulegen, dass 

 1. bestimmte gefährliche Stoffe, bestimmte gefährliche Gemische oder 
Erzeugnisse, die einen solchen Stoff oder ein solches Gemisch freisetzen 
können oder enthalten, oder Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse, deren 
Herstellung, Inverkehrbringen oder bestimmungsgemäße oder vorher-
sehbare Verwendung oder Behandlung als Abfall mit Gefahren oder Ri-
siken verbunden sein kann, nicht, nur in bestimmter Beschaffenheit, 
Menge, Aufmachung, Verpackung oder Kennzeichnung, nur für be-
stimmte Zwecke oder nur mit Beschränkungen hergestellt, in Verkehr 
gebracht oder verwendet werden dürfen; 

 1. bestimmte gefährliche Stoffe, bestimmte gefährliche Gemische oder 
Erzeugnisse, die einen solchen Stoff oder ein solches Gemisch freisetzen 
können oder enthalten, oder Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse, deren 
Herstellung, Inverkehrbringen oder bestimmungsgemäße oder vorher-
sehbare Verwendung oder Behandlung als Abfall mit Gefahren oder Ri-
siken verbunden sein kann, nicht, nur in bestimmter Beschaffenheit, 
Menge, Aufmachung, Verpackung oder Kennzeichnung, nur für be-
stimmte Zwecke oder nur mit Beschränkungen hergestellt, in Verkehr 
gebracht oder verwendet werden dürfen; 

 2. Herstellungs- oder Verwendungsverfahren, bei denen bestimmte gefähr-
liche Stoffe oder gefährliche Gemische oder Erzeugnisse im Sinne von 
Z 1 anfallen, oder bei denen ein beträchtliches Risiko oder eine Gefahr 
für den Menschen oder die Umwelt eintreten kann, verboten sind; 

 2. Herstellungs- oder Verwendungsverfahren, bei denen bestimmte gefähr-
liche Stoffe oder gefährliche Gemische oder Erzeugnisse im Sinne von 
Z 1 anfallen, oder bei denen ein beträchtliches Risiko oder eine Gefahr 
für den Menschen oder die Umwelt eintreten kann, verboten sind; 

 3. für bestimmte Stoffe oder Gemische, deren sichere Herstellung, Ver-
marktung und Verwendung nach dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) Risi-
komanagementmaßnahmen erfordert, Überwachungsmaßnahmen oder, 
wenn dies erforderlich ist, laufende oder wiederkehrende, allgemeine o-
der besondere Beobachtungs- und Berichtspflichten vorgesehen werden; 

 3. für bestimmte Stoffe oder Gemische, deren sichere Herstellung, Ver-
marktung und Verwendung nach dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) Risi-
komanagementmaßnahmen erfordert, Überwachungsmaßnahmen oder, 
wenn dies erforderlich ist, laufende oder wiederkehrende, allgemeine o-
der besondere Beobachtungs- und Berichtspflichten vorgesehen werden; 

 4. auf Stoffe und Gemische, die bestimmte gefährliche Eigenschaften auf-
weisen oder bei deren Umgang oder Verwendung mit Gefahren oder Ri-
siken zu rechnen ist, die Grundsätze des III. Abschnitts angewandt wer-
den; 

 4. auf Stoffe und Gemische, die bestimmte gefährliche Eigenschaften auf-
weisen oder bei deren Umgang oder Verwendung mit Gefahren oder Ri-
siken zu rechnen ist, die Grundsätze des III. Abschnitts angewandt wer-
den; 

An Stelle von entsprechenden Verordnungsbestimmungen können auch einschlä-
gige technische Normen durch Verordnung für verbindlich erklärt werden. 

An Stelle von entsprechenden Verordnungsbestimmungen können auch einschlä-
gige technische Normen durch Verordnung für verbindlich erklärt werden. 

(2) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die Gesund-
heit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Bedachtnah-
me auf die einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend und dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unter Bedachtnah-
me auf den Stand der Technik (§ 2 Z 7) durch Verordnung ferner festzulegen, 
dass Personen, 

(2) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die Gesund-
heit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Bedachtnah-
me auf die einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unter Be-
dachtnahme auf den Stand der Technik (§ 2 Z 7) durch Verordnung ferner festzu-
legen, dass Personen, 
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 1. die bestimmte gefährliche Stoffe, bestimmte gefährliche Gemische oder 
Erzeugnisse, die einen solchen Stoff oder ein solches Gemisch freisetzen 
können oder enthalten, herstellen, in Verkehr bringen oder verwenden 
oder mit ihnen in ihrer beruflichen Tätigkeit umgehen, oder 

 1. die bestimmte gefährliche Stoffe, bestimmte gefährliche Gemische oder 
Erzeugnisse, die einen solchen Stoff oder ein solches Gemisch freisetzen 
können oder enthalten, herstellen, in Verkehr bringen oder verwenden 
oder mit ihnen in ihrer beruflichen Tätigkeit umgehen, oder 

 2. die Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse, deren Herstellung, Inverkehr-
bringen oder bestimmungsgemäße oder vorhersehbare Verwendung oder 
Behandlung als Abfall mit Gefahren oder Risiken verbunden sein kann, 
herzustellen, in Verkehr zu bringen oder zu verwenden beabsichtigen o-
der mit ihnen in ihrer beruflichen Tätigkeit umgehen oder umzugehen 
planen, 

 2. die Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse, deren Herstellung, Inverkehr-
bringen oder bestimmungsgemäße oder vorhersehbare Verwendung oder 
Behandlung als Abfall mit Gefahren oder Risiken verbunden sein kann, 
herzustellen, in Verkehr zu bringen oder zu verwenden beabsichtigen o-
der mit ihnen in ihrer beruflichen Tätigkeit umgehen oder umzugehen 
planen, 

eine oder mehrere Verpflichtungen gemäß Abs. 3 zu erfüllen haben. eine oder mehrere Verpflichtungen gemäß Abs. 3 zu erfüllen haben. 
§ 17. (3) bis (4) … § 17. (3) bis (4) … 
(5) Sofern in Angelegenheiten der im § 5 Abs. 1 und 2 genannten EU-

Rechtsakte – unbeschadet des § 6 Abs. 3 – oder in Verordnungen, Richtlinien 
oder Entscheidungen des Rates, der Europäischen Kommission oder anderer 
Institutionen, die Sachbereiche dieses Bundesgesetzes betreffen, Durchführungs- 
oder Ausführungsmaßnahmen vorgesehen sind oder solche zur Ausübung von 
unionsrechtlichen Ermächtigungen dienen, kann der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend und mit dem Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz diese Maßnahmen zur Durchfüh-
rung, Umsetzung oder unionsrechtlich konformer Anwendung des EU-Rechts 
durch eine entsprechende Verordnung nach diesem Bundesgesetz erlassen, inso-
weit die vorgenannten Rechtsakte diesbezüglich hinreichend bestimmt sind. 

(5) Sofern in Angelegenheiten der im § 5 Abs. 1 und 2 genannten EU-
Rechtsakte – unbeschadet des § 6 Abs. 3 – oder in Verordnungen, Richtlinien 
oder Entscheidungen des Rates, der Europäischen Kommission oder anderer 
Institutionen, die Sachbereiche dieses Bundesgesetzes betreffen, Durchführungs- 
oder Ausführungsmaßnahmen vorgesehen sind oder solche zur Ausübung von 
unionsrechtlichen Ermächtigungen dienen, kann der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und mit dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz diese Maßnahmen zur 
Durchführung, Umsetzung oder unionsrechtlich konformer Anwendung des EU-
Rechts durch eine entsprechende Verordnung nach diesem Bundesgesetz erlas-
sen, insoweit die vorgenannten Rechtsakte diesbezüglich hinreichend bestimmt 
sind. 

§ 17. (6) bis (7) … § 17. (6) bis (7) … 
(8) Für Entscheidungen über Ausnahmen im Sinne des Abs. 7, die aus-

schließlich Anlagen betreffen, die dem Mineralrohstoffgesetz – MinroG, BGBl. I 
Nr. 38/1999 unterliegen, ist der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Ju-
gend zuständig. 

(8) Für Entscheidungen über Ausnahmen im Sinne des Abs. 7, die aus-
schließlich Anlagen betreffen, die dem Mineralrohstoffgesetz – MinroG, BGBl. I 
Nr. 38/1999 unterliegen, ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft zuständig. 

§ 17. (9) … § 17. (9) … 
§ 18. bis § 19 (4) … § 18. bis § 19. (4) … 

Aus- und Einfuhr von gefährlichen Chemikalien, persistenten organischen Schadstoffen und Quecksilber 

§ 20. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und § 20. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
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Wasserwirtschaft ist als „Bezeichnete nationale Behörde“ für die Republik Öster-
reich im Sinne des Art. 4 der PIC-V für die Vollziehung dieser Verordnung (EG) 
zuständig und benannte „zuständige Behörde“ im Sinne des Art. 15 der Verord-
nung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische Schadstoffe sowie für die 
Vollziehung dieser Verordnung (EG) zuständig, soweit in den Abs. 2 und 3 nicht 
anderes bestimmt ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft hat der Kommission gemäß Art. 21 Abs. 1 der PIC-V über 
das Funktionieren der vorgesehenen Verfahren, einschließlich Angaben über 
Zollkontrollen, Verstöße, Sanktionen und Abhilfemaßnahmen regelmäßig Bericht 
zu erstatten. 

Wasserwirtschaft ist als „Bezeichnete nationale Behörde“ für die Republik Öster-
reich im Sinne des Art. 4 der PIC-V für die Vollziehung dieser Verordnung (EU) 
zuständig und benannte „zuständige Behörde“ im Sinne des Art. 15 der Verord-
nung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische Schadstoffe sowie für die 
Vollziehung dieser Verordnung (EG) zuständig, soweit in den Abs. 2 und 3 nicht 
anderes bestimmt ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft hat der Kommission gemäß Art. 22 Abs. 1 der PIC-V über 
das Funktionieren der vorgesehenen Verfahren, einschließlich Angaben über 
Zollkontrollen, Verstöße, Sanktionen und Abhilfemaßnahmen regelmäßig Bericht 
zu erstatten. 

(2) Die Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 850/2004, die zur Er-
stellung von Verzeichnissen für die Freisetzung in Luft, Gewässer oder Böden 
oder für Aktionspläne oder für den nationalen Durchführungsplan zu setzen sind, 
sind vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft festzulegen. Soweit diese Maßnahmen Betriebsanlagen im Sinne des 
§ 74 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, oder Anlagen, die der behördli-
chen Aufsicht nach dem Mineralrohstoffgesetz unterstehen, betreffen, hat er dazu 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
herzustellen. 

(2) Die Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 850/2004, die zur Er-
stellung von Verzeichnissen für die Freisetzung in Luft, Gewässer oder Böden 
oder für Aktionspläne oder für den nationalen Durchführungsplan zu setzen sind, 
sind vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft festzulegen. Soweit diese Maßnahmen Betriebsanlagen im Sinne des 
§ 74 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, oder Anlagen, die der behördli-
chen Aufsicht nach dem Mineralrohstoffgesetz unterstehen, betreffen, hat er dazu 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft herzustellen. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes hinsichtlich der Erfassung 
von Emissionen gemäß Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 aus Betriebsan-
lagen im Sinne des § 74 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, oder aus 
Anlagen, die der behördlichen Aufsicht nach dem Mineralrohstoffgesetz unter-
stehen, und mit der Vollziehung der diese Anlagen betreffenden Maßnahmen 
gemäß Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 ist der Bundesminister 
für Wirtschaft, Familie und Jugend betraut. Der Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend hat im Rahmen dieser Aufgaben erhobene Daten dem Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu 
übermitteln, soweit dies zur Vollziehung der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 
durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft notwendig ist. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes hinsichtlich der Erfassung 
von Emissionen gemäß Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 aus Betriebsan-
lagen im Sinne des § 74 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, oder aus 
Anlagen, die der behördlichen Aufsicht nach dem Mineralrohstoffgesetz unter-
stehen, und mit der Vollziehung der diese Anlagen betreffenden Maßnahmen 
gemäß Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 ist der Bundesminister 
für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft betraut. Der Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft hat im Rahmen dieser Aufgaben erho-
bene Daten dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft zu übermitteln, soweit dies zur Vollziehung der Verordnung 
(EG) Nr. 850/2004 durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft notwendig ist. 

(4) Bei der Ausfuhr von Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen sowie Pesti-
ziden, die Verboten oder strengen Beschränkungen unterliegen, in Drittstaaten 
sind vom Ausführer im Sinne der PIC-V alle mit der Ausfuhrnotifikation in Ver-
bindung stehenden Verpflichtungen zu erfüllen. Die Ausfuhrnotifikation ist – 
soweit möglich – in elektronischer Form im Wege der Europäischen Datenbank 
zur Ausfuhr und Einfuhr gefährlicher Chemikalien (EDEXIM) durchzuführen. 

(4) Bei der Ausfuhr von Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen sowie Pesti-
ziden, die Verboten oder strengen Beschränkungen unterliegen, in Drittstaaten 
sind vom Ausführer im Sinne der PIC-V alle mit der Ausfuhrnotifikation in Ver-
bindung stehenden Verpflichtungen zu erfüllen. Die Ausfuhrnotifikation ist – 
soweit möglich – in elektronischer Form im Wege der Europäischen Datenbank 
zur Ausfuhr und Einfuhr gefährlicher Chemikalien durchzuführen. Stoffe, Gemi-
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Stoffe, Gemische und Erzeugnisse sowie Pestizide dürfen, soweit sie einem Aus-
fuhrverbot nach Anhang V der genannten Verordnung der Europäischen Union 
unterliegen, nicht ausgeführt werden. Soweit es zur Vermeidung von Gefahren 
für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforder-
lich ist, kann der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft weitere Ausfuhrverbote im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Wirtschaft, Familie und Jugend und dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung nach dem Stand der Technik 
(§ 2 Z 7) festlegen. 

sche und Erzeugnisse sowie Pestizide dürfen, soweit sie einem Ausfuhrverbot 
nach Anhang V der genannten Verordnung der Europäischen Union unterliegen, 
nicht ausgeführt werden. Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben 
oder die Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
weitere Ausfuhrverbote im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz durch Verordnung nach dem Stand der Technik (§ 2 
Z 7) festlegen. 

(5) Der Landeshauptmann und die Zollbehörden sind Behörden im Sinne des 
Art. 17 der PIC-V. Zur Vollziehung des Art. 17 Abs. 2 der PIC-V in Zusammen-
hang mit der Ausfuhr in Drittstaaten und der Einfuhr aus Drittstaaten und betref-
fend die Überwachung der Einhaltung derartiger Bestimmungen bei der Ein- und 
Ausfuhr von Stoffen, Gemischen, Erzeugnissen sowie Pestiziden im Sinne des 
Art. 17 Abs. 2 der PIC-V durch die Zollbehörden ist der Bundesminister für Fi-
nanzen zuständig. 

(5) Der Landeshauptmann und die Zollbehörden sind Behörden im Sinne des 
Art. 18 der PIC-V. Zur Vollziehung des Art. 19 Abs. 1 und 2 der PIC-V in Zu-
sammenhang mit der Ausfuhr in Drittstaaten und der Einfuhr aus Drittstaaten und 
betreffend die Überwachung der Einhaltung derartiger Bestimmungen bei der 
Ein- und Ausfuhr von Stoffen, Gemischen, Erzeugnissen sowie Pestiziden im 
Sinne des Art. 19 Abs. 1 und 2 der PIC-V durch die Zollbehörden ist der Bun-
desminister für Finanzen zuständig. 

§ 20. (6) bis § 24. (2) … § 20. (6) bis § 24. (2) … 
§ 24. (3) Sofern der Hersteller oder Vertreiber die gefährlichen Eigenschaf-

ten eines Stoffes, der auf Grund des § 8, des § 9 Abs. 1 Z 2, Abs. 2 und 3 oder des 
§ 10 keiner oder keiner vollständigen Anmeldung bedarf, nicht hinreichend im 
Sinne des § 19 Abs. 2 kennt, ist dieser Stoff mit dem Hinweis “Achtung – nicht 
vollständig geprüfter Stoff” zu kennzeichnen. Gemische, die 1% oder mehr eines 
solchen Stoffes enthalten, sind mit dem Hinweis “Achtung – Gemisch enthält 
einen nicht vollständig geprüften Stoff” zu kennzeichnen. 

§ 24. (3) entfällt 

§ 24. (4) bis § 25. (4) … § 24. (4) bis § 25. (4) … 
(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf die einschlägigen Regelungen der 
Europäischen Union im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Sicherheitsdatenblatt 
erlassen. In dieser Verordnung kann auch eine erweiterte Pflicht zur Ausfolgung 
eines Sicherheitsdatenblattes festgelegt werden. 

(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf die einschlägigen Regelungen der 
Europäischen Union im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Sicherheits-
datenblatt erlassen. In dieser Verordnung kann auch eine erweiterte Pflicht zur 
Ausfolgung eines Sicherheitsdatenblattes festgelegt werden. 

§ 25. (6) bis § 29. … § 25. (6) bis § 29. … 
Inverkehrbringen und Kennzeichnung von Detergenzien und Tensiden 

§ 30. (1) bis (2) … § 30. (1) bis (2) … 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

14 von 19 
371 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf die Ziele dieses Bundesgesetzes so-
wie auf die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergenzien 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
nähere Bestimmungen über die Kennzeichnung von Detergenzien sowie über die 
Abgabe von Dosierungsempfehlungen, die Beigabe von Messbechern oder die 
Ausrüstung mit Dosiereinrichtungen erlassen. Bei der Erlassung dieser Vorschrif-
ten ist auf den jeweiligen Stand der Technik (§ 2 Abs. 7) Bedacht zu nehmen. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf die Ziele dieses Bundesgesetzes so-
wie auf die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergenzien 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft nähere Bestimmungen über die Kennzeichnung von Detergenzien 
sowie über die Abgabe von Dosierungsempfehlungen, die Beigabe von Messbe-
chern oder die Ausrüstung mit Dosiereinrichtungen erlassen. Bei der Erlassung 
dieser Vorschriften ist auf den jeweiligen Stand der Technik (§ 2 Abs. 7) Bedacht 
zu nehmen. 

§ 30. (4) bis § 31. … § 30. Abs. 4 bis § 31. … 
Beschränkungen von Inhaltsstoffen 

§ 32. (1) Zum Schutz der Umwelt von Gefahren oder Belastungen durch In-
haltsstoffe von Detergenzien hat der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, wenn dies nach dem Stand der Technik 
(§ 2 Abs. 7) und gemäß der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 erforderlich ist, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend für 
bestimmte Inhaltsstoffe von Detergenzien oder bestimmte Tenside im Sinne des 
Art. 2 Abs. 6 der genannten Verordnung (EG) mit Verordnung Beschränkungen 
vorzusehen oder Inhaltsstoffe zu bezeichnen und für diese Inhaltsstoffe Höchst-
mengen in Detergenzien festzusetzen. 

§ 32. (1) Zum Schutz der Umwelt von Gefahren oder Belastungen durch In-
haltsstoffe von Detergenzien hat der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, wenn dies nach dem Stand der Technik 
(§ 2 Abs. 7) und gemäß der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 erforderlich ist, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirt-
schaft für bestimmte Inhaltsstoffe von Detergenzien oder bestimmte Tenside im 
Sinne des Art. 2 Abs. 6 der genannten Verordnung (EG) mit Verordnung Be-
schränkungen vorzusehen oder Inhaltsstoffe zu bezeichnen und für diese Inhalts-
stoffe Höchstmengen in Detergenzien festzusetzen. 

§ 32. (2) bis § 44. (4) … § 32. (2) bis § 44. (4) … 
Abgabe an Letztverbraucher 

§ 45. (1) bis § 45. (3) … § 45. (1) bis § 45. (3) … 
(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend und dem Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung Ausnahmen 
bezüglich der Abgabe von Giften gemäß § 35 Z 2 außerhalb von Betriebsstätten, 
insbesondere im Versandhandel oder durch sonstige Direktvertriebsmethoden, 
durch Automaten sowie durch andere Formen der Selbstbedienung zulassen, 
wenn dadurch eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Menschen 
nicht zu erwarten ist, und erforderlichenfalls besondere Sicherheitsvorkehrungen 
hiefür festlegen. In dieser Verordnung können die Maßnahmen gemäß Abs. 3 
erforderlichenfalls – soweit es den Schutzzielen dieses Bundesgesetzes entspricht 
– auch auf andere gefährliche Stoffe und auf Gemische, die das Leben oder die 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung Aus-
nahmen bezüglich der Abgabe von Giften gemäß § 35 Z 2 außerhalb von Be-
triebsstätten, insbesondere im Versandhandel oder durch sonstige Direktver-
triebsmethoden, durch Automaten sowie durch andere Formen der Selbstbedie-
nung zulassen, wenn dadurch eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit 
von Menschen nicht zu erwarten ist, und erforderlichenfalls besondere Sicher-
heitsvorkehrungen hiefür festlegen. In dieser Verordnung können die Maßnah-
men gemäß Abs. 3 erforderlichenfalls – soweit es den Schutzzielen dieses Bun-
desgesetzes entspricht – auch auf andere gefährliche Stoffe und auf Gemische, 
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Gesundheit des Menschen gefährden, erstreckt und erforderlichenfalls bezüglich 
dieser Stoffe und Gemische auch Ausnahmen, wenn dadurch eine Gefährdung 
des Lebens oder der Gesundheit von Menschen nicht zu erwarten ist, sowie be-
sondere Sicherheitsvorkehrungen für die Abgabe im Wege der Selbstbedienung 
festgelegt werden. 

die das Leben oder die Gesundheit des Menschen gefährden, erstreckt und erfor-
derlichenfalls bezüglich dieser Stoffe und Gemische auch Ausnahmen, wenn 
dadurch eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Menschen nicht zu 
erwarten ist, sowie besondere Sicherheitsvorkehrungen für die Abgabe im Wege 
der Selbstbedienung festgelegt werden. 

§ 46. (1) bis § 56. … § 46. (1) bis § 56. … 

V. Abschnitt 
Überwachung, besondere Verfahrensvorschriften 

Überwachung 

§ 57. (1) Soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, ist der Lan-
deshauptmann zur behördlichen Überwachung der Einhaltung der Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verwaltungsakte sowie insbe-
sondere der folgenden Rechtsvorschriften der Europäischen Union zuständig: 

§ 57. (1) Soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt, ist der Lan-
deshauptmann zur behördlichen Überwachung der Einhaltung der Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verwaltungsakte sowie insbe-
sondere der folgenden Rechtsvorschriften der Europäischen Union zuständig: 

§ 57. (1) Z 1 bis 5 … § 57. (1) Z 1 bis 5 … 
 6. EU-OzonV und  6. EU-OzonV, 
 7. Art. 1 der EU-QuecksilberV.  7. Art. 1 der EU-QuecksilberV und 
  8. Verordnung (EU) Nr. 98/2013 über die Vermarktung und Verwendung 

von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, insoweit Verbote und Beschrän-
kungen, die Kennzeichnung beschränkter Ausgangsstoffe und die Regist-
rierung erfasst sind. 

§ 57. (2) bis § 60 (1) … § 57. (2) bis § 60. (1) … 
(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft wird ermächtigt, mit Verordnung neben den in § 57 Abs. 2 genann-
ten Organen auch die Zollorgane für die Kontrolle der Ein- und Ausfuhr der in 
Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 689/2008 aufgeführten Chemikalien heranzu-
ziehen, wenn dies im Interesse der Einfachheit, Raschheit oder Zweckmäßigkeit 
der Vollziehung gelegen ist. In dieser Verordnung können auch nähere Bestim-
mungen über die Kontrolle erlassen und es kann vorgesehen werden, dass die 
Zollorgane bei ihren Maßnahmen für fachliche Angelegenheiten die Organe ge-
mäß § 57 Abs. 2 beiziehen. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft wird ermächtigt, mit Verordnung neben den in § 57 Abs. 2 genann-
ten Organen auch die Zollorgane für die Kontrolle der Ein- und Ausfuhr der in 
Anhang I der PIC-V aufgeführten Chemikalien heranzuziehen, wenn dies im 
Interesse der Einfachheit, Raschheit oder Zweckmäßigkeit der Vollziehung gele-
gen ist. In dieser Verordnung können auch nähere Bestimmungen über die Kon-
trolle erlassen und es kann vorgesehen werden, dass die Zollorgane bei ihren 
Maßnahmen für fachliche Angelegenheiten die Organe gemäß § 57 Abs. 2 bei-
ziehen. 

§ 61. (1) bis § 64. (2) … § 61. (1) bis § 64. (2) … 
(3) Die Zollbehörden haben im Umfang ihrer Befugnis gemäß § 60 sowie 

gemäß Art. 17 der PIC-V und gemäß Art. 28 der EU-OzonV dem Bundesminister 
(3) Die Zollbehörden haben im Umfang ihrer Befugnis gemäß § 60 sowie 

gemäß Art. 19 Abs. 1 und 2 der PIC-V und gemäß Art. 28 der EU-OzonV dem 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

16 von 19 
371 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft über die durchge-
führten Überwachungsmaßnahmen jährlich schriftlich zu berichten. 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
über die durchgeführten Überwachungsmaßnahmen jährlich schriftlich zu berich-
ten. 

§ 65. (1) bis § 70. … § 65. (1) bis § 70. … 

VI. Abschnitt 

Strafbestimmungen 

§ 71. (1) Wer § 71. (1) Wer 
§ 71. (1) Z 1 bis Z 17 … § 71. (1) Z 1 bis Z 17 … 

 18. in einer zollrechtlichen Ausfuhranmeldung eine gemäß Art. 17 Abs. 2 
der PIC-V anzugebende Kennnummer nicht angibt oder eine unrichtige 
Kennnummer angibt, 

 18. in einer zollrechtlichen Ausfuhranmeldung eine gemäß Art. 19 Abs. 1 
oder 2 der PIC-V anzugebende Kennnummer nicht angibt oder eine un-
richtige Kennnummer angibt, 

§ 71. (1) Z 19 bis Z 32 … § 71. (1) Z 19 bis Z 32 … 
 33. Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse in Verkehr bringt, über die die vor-

läufige Beschlagnahme gemäß § 67 oder mit Bescheid die Beschlagnah-
me gemäß § 69 verhängt worden ist, oder 

 33. Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse in Verkehr bringt, über die die vor-
läufige Beschlagnahme gemäß § 67 oder mit Bescheid die Beschlagnah-
me gemäß § 69 verhängt worden ist, 

 34. einer von der zuständigen Überwachungsbehörde gemäß § 70 angeordne-
ten Maßnahme zuwiderhandelt, 

 34. einer von der zuständigen Überwachungsbehörde gemäß § 70 angeordne-
ten Maßnahme zuwiderhandelt, 

  35. als Wirtschaftsteilnehmer Ausgangsstoffe für Explosivstoffe oberhalb der 
in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 festgelegten Konzentrati-
onsgrenzen – oder, falls für in Art. 4 Abs. 3 angeführte Ausgangsstoffe 
Ausnahmen durch eine Registrierung gemäß einer nach § 10 Abs. 3 er-
lassenen Verordnung ermöglicht sind, diese unter Verletzung der Regist-
rierungsvorschriften – für Mitglieder der Allgemeinheit bereit stellt, 

  36. als Mitglied der Allgemeinheit einen Ausgangsstoff für Explosivstoffe 
oberhalb der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 festgelegten 
Konzentrationsgrenze – oder, falls für einen in Art. 4 Abs. 3 angeführten 
Ausgangsstoff eine Ausnahme durch eine Registrierung gemäß einer 
nach § 10 Abs. 3 erlassenen Verordnung ermöglicht ist, ohne registriert 
zu sein – nach Ablauf der Übergangsfrist gemäß Art. 16 der Verordnung 
(EU) Nr. 98/2013 besitzt oder verwendet, 

  37. als Mitglied der Allgemeinheit einen Ausgangsstoff für Explosivstoffe 
oberhalb der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 festgelegten 
Konzentrationsgrenze – oder, falls für einen in Art. 4 Abs. 3 angeführten 
Ausgangsstoff eine Ausnahme durch eine Registrierung gemäß einer 
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nach § 10 Abs. 3 erlassenen Verordnung ermöglicht ist, diesen ohne dies 
zuvor dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft schriftlich gemeldet zu haben – nach Österreich ver-
bringt, 

  38. als Wirtschaftsteilnehmer es unterlässt, seiner Prüfpflicht (Art. 9 Abs. 3 
der Verordnung (EU) Nr. 98/2013) bezüglich des Vorliegens einer ver-
dächtigen Transaktion nachzukommen, oder eine Meldung gemäß Art. 9 
Abs. 3 bei Vorliegen des begründeten Verdachts einer verdächtigen 
Transaktion, sowie gemäß Art. 9 Abs. 4 bei Abhandenkommen erhebli-
cher Mengen oder Diebstahl erheblicher Mengen an die nationale Kon-
taktstelle zu erstatten, 

  39. Kennzeichnungsvorschriften einer gemäß § 10 Abs. 3 erlassenen Ver-
ordnung zuwiderhandelt, oder 

  40. sonstigen Bestimmungen einer nach § 10 Abs. 3 erlassenen Verordnung 
zuwiderhandelt, 

begeht, wenn die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, eine Verwaltungs-
übertretung und ist mit Geldstrafe von mindestens 500 € bis zu 20 180 €, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 375 € zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

begeht, wenn die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, eine Verwaltungs-
übertretung und ist mit Geldstrafe von mindestens 500 € bis zu 20 180 €, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 375 € zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

§ 71. (2) bis (3) … § 71. (2) bis (3) … 
 Gerichtliche Strafbestimmung 
  § 71a. Wer einen Stoff nach den Anhängen I oder II der Verordnung 

(EU) Nr. 98/2013 oder Gemische oder Stoffe, die diese Stoffe enthalten, mit dem 
Vorsatz erwirbt, besitzt oder einem anderen überlässt, dass dieser bei der vor-
schriftswidrigen Erzeugung von Schieß- oder Sprengmitteln verwendet werde, ist, 
wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht 
ist, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. § 175 Abs. 2 des Strafge-
setzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, gilt sinngemäß. 

§ 72. (1) bis § 77 (12) … § 72. (1) bis § 77 (12) … 
 (13) Das Inhaltsverzeichnis, §2 Z 6, § 4 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Z 6 bis 8 samt 

Schlussteil, § 6 Abs. 3 bis 5, § 7 Abs. 3, § 10 samt Überschrift, § 17 Abs. 1, 2, 5 
und 8, § 20 Abs. 1 bis 5, § 25 Abs. 5, § 30 Abs. 3, § 32 Abs. 1, § 45 Abs. 4, § 57 
Abs. 1 Z 6 bis 8, § 60 Abs. 2, § 64 Abs. 3, § 71 Abs. 1 Z 18, 33 und 35 bis 40, 
§ 71a samt Überschrift, §77 Abs. 13, § 77a samt Überschrift sowie § 78 Abs. 1, 2, 
4, 7 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/20XX treten mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

18 von 19 
371 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

 Erlassung von Verordnungen 
 §77a. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in seiner jeweiligen 

Fassung dürfen bereits ab dem auf die Kundmachung der durchzuführenden 
Gesetzesbestimmung folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch nicht 
früher als die betreffende Gesetzesbestimmung in Kraft treten. 

Vollziehungsklausel 

§ 78. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, der REACH-V, der 
CLP-V und der sonstigen in § 5 Abs. 1 genannten Verordnungen (EG) sowie der 
zu diesen Verordnungen (EG) ergangenen Durchführungsrechtakte der Europäi-
schen Union ist, soweit Abs. 4 und 5 nichts anderes bestimmen, der Bundesminis-
ter für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft betraut. 

§ 78. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, der REACH-V, der 
CLP-V und der sonstigen in § 5 Abs. 1 genannten Verordnungen (EG) sowie der 
zu diesen Verordnungen (EG) ergangenen Durchführungsrechtakte der Europäi-
schen Union ist, soweit Abs. 4, 5, 7 und 8 nichts anderes bestimmen, der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft betraut. 

§ 78. (2) Z 1 … § 78. (2) Z 1 … 
  1a. gemäß § 10 Abs. 3, 

§ 78. (2) Z 2 bis 10 … § 78. (2) Z 2 bis 10 … 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
herzustellen 

das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft herzustellen 

§ 78. (2a) bis (3) … § 78. (2a) bis (3) … 
(4) Mit der Vollziehung des § 20 Abs. 3 und mit der Vollziehung der 

REACH-V im Zusammenhang mit dem Aufsuchen und Gewinnen von minerali-
schen Rohstoffen und mit dem Aufbereiten von mineralischen Rohstoffen ohne 
die Anwendung chemischer Verfahren in Anlagen, die dem Mineralrohstoffge-
setz unterliegen, ist der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend be-
traut. 

(4) Mit der Vollziehung des § 20 Abs. 3 und mit der Vollziehung der 
REACH-V im Zusammenhang mit dem Aufsuchen und Gewinnen von minerali-
schen Rohstoffen und mit dem Aufbereiten von mineralischen Rohstoffen ohne 
die Anwendung chemischer Verfahren in Anlagen, die dem Mineralrohstoffge-
setz unterliegen, ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirt-
schaft betraut. 

§ 78. (5) bis (6) … § 78. (5) bis (6) … 
 (7) Mit der Vollziehung des § 10 Abs. 4 wird der Bundesminister für Inneres 

betraut. 
 (8) Mit der Vollziehung des § 71a wird der Bundesminister für Justiz be-

traut. 
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Artikel 2 
Änderung des Bundeskriminalamt-Gesetzes 

Zentralstellenaufgaben des Bundeskriminalamtes 

§ 1. (1) bis § 4. (1) … § 1. (1) bis § 4. (1) … 
(2) Das Bundeskriminalamt erfüllt für den Bundesminister für Inneres fol-

gende zentrale Aufgaben: 
(2) Das Bundeskriminalamt erfüllt für den Bundesminister für Inneres fol-

gende zentrale Aufgaben: 
§ 4. (2) Z 1 … § 4. (2) Z 1 … 

 2. durch die Geldwäschemeldestelle die Entgegennahme, Analyse und 
Weiterleitung von Meldungen zur Bekämpfung von Terrorismusfinanzie-
rung nach den in Z 1 genannten Bundesgesetzen einschließlich des damit 
verbundenen internationalen Schriftverkehrs und 

 2. durch die Geldwäschemeldestelle die Entgegennahme, Analyse und 
Weiterleitung von Meldungen zur Bekämpfung von Terrorismusfinanzie-
rung nach den in Z 1 genannten Bundesgesetzen einschließlich des damit 
verbundenen internationalen Schriftverkehrs, 

 3. die Durchführung zentraler, sicherheitsbehördlicher Maßnahmen nach 
dem Suchtmittelgesetz im Bereich der Überwachung des Verkehrs und 
der Gebarung mit Suchtmitteln und Drogenausgangsstoffen. Dies betrifft 
insbesondere die Entgegennahme von Meldungen nach § 23 Abs. 3 Z 4 
und § 23 Abs. 4 Z 4 SMG sowie die Erstattung von Meldungen gemäß 
§ 24a Abs. 1 Z 1 und § 24c Abs. 1 Z 1 Suchtmittelgesetz. 

 3. die Durchführung zentraler, sicherheitsbehördlicher Maßnahmen nach 
dem Suchtmittelgesetz im Bereich der Überwachung des Verkehrs und 
der Gebarung mit Suchtmitteln und Drogenausgangsstoffen. Dies betrifft 
insbesondere die Entgegennahme von Meldungen nach § 23 Abs. 3 Z 4 
und § 23 Abs. 4 Z 4 SMG sowie die Erstattung von Meldungen gemäß 
§ 24a Abs. 1 Z 1 und § 24c Abs. 1 Z 1 Suchtmittelgesetz und 

  4. durch die Meldestelle für Ausgangsstoffe von Explosivstoffen die Entge-
gennahme, Analyse und Weiterleitung von Meldungen nach Art. 9 der 
Verordnung (EU) Nr. 98/2013 über die Vermarktung und Verwendung 
von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, ABl. Nr. L 39 vom 09.02.2013, 
S. 1. 

§ 4. (3) bis § 8. (3) … § 4. (3) bis § 8. (3) … 
 (4) § 4 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/20XX tritt 

mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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